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Elbe-Jeetzel-Zeitung Online | 21.05.2025 17:15

Weblink

Sichtungen von Flugobjekten

Warum in Gorleben monatlich die Drohnen fliegen

Bundeseigene Gesellschaft für Endlagerung (BGE) antwortete auf EJZ-Nachfrage

Gorleben. Sind über den Atomanlagen

in Gorleben Drohnen unterwegs? Meh-

rere Sichtungen von Flugobjekten auch

im Dannenberger Ostkreis sorgten zu-

letzt für Gesprächsstoff. Klar ist nun: Die

bundeseigene Gesellschaft für Endlage-

rung (BGE) überfliegt einmal im Mo-

nat die Salzhalde, um das Volumen des

verbliebenen Salzes zu ermitteln, das

noch ins im Rückbau befindliche Berg-

werk gebracht werden soll. Das teilte

die BGE auf Nachfrage der EJZ mit. Bei

der Bundesgesellschaft für Zwischenla-

gerung (BGZ) hat man keine Drohnen

über dem benachbarten Zwischenlager-

gelände gesichtet.

Zuletzt hatte die Bürgerinitiative Um-

weltschutz (BI) Lüchow-Dannenberg

Alarm geschlagen und vor mögli-

chen Risiken durch Drohnenangriffe ge-

warnt. Allerdings habe das für die Ge-

nehmigung der geplanten verlänger-

ten Zwischenlagerung zuständige Bun-

desamt für die Sicherheit der nuklea-

ren Entsorgung (BASE) bei einer münd-

lichen Verhandlung vor dem Oberver-

waltungsgericht in Münster Ende 2024

zum Zwischenlager Ahaus bestätigt,

dass im Rahmen vergangener Aktuali-

sierungen der Sicherungsmaßnahmen

für Zwischenlager Drohnen zum Thema

gemacht wurden. „Zum notwendigen

Umfang der Sicherung“ dürften sich je-

doch weder BASE noch BGZ äußern.
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Abbildung:  Auf dem Luftbild ist die Salzhalde zu sehen, im Hintergrund die Aufbauten des Bergwerks und noch weiter dahinter das

Zwischenlager.

Fotograf/-in: Foto: BGE
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aachener-zeitung.de | 21.05.2025 19:00

Weblink

Jülich

Müssen die 152 Castoren gar nicht einzeln nach Ahaus?

Während die Transportgenehmigung weiter aussteht, bringt die Bundesregierung einen bisher

wenig beachteten Aspekt ins Gespräch: Können die Jülicher Atommüll-Behälter auch im Dreier-

Konvoi durchs Land fahren?

152 Castoren mit Atommüll lagern im

Jülicher Zwischenlager, seit 2013 oh-

ne Genehmigung, seit 2014 trotz Räu-

mungsanordnung. Die geplante und

von den zuständigen Bundesministeri-

en wegen der geringeren Kosten einem

Zwischenlager-Neubau in Jülich vorge-

zogene Verlagerung nach Ahaus ist

schon genehmigt, der Transport der ge-

fährlichen Fracht aber bislang nicht. Be-

antragt hat die Jülicher Entsorgungsge-

sellschaft für Nuklearanlagen (JEN) 152

Einzeltransporte. Pro Schwerlasttrans-

porter kann nur ein Behälter geladen

werden, und bei allen Kostenschätzun-

gen sowie den im vergangenen Jahr er-

folgten Probetransporten war die An-

nahme, dass die Gefahrgutlaster nur

einzeln durchs Land rollen können.

Ob der hohen Sicherheitsauflagen, des

aufwändigen Handlings und der mit

den Transporten einhergehenden Ein-

schränkungen für den Verkehr wird da-

her in der aktuellen Projektplanung

von einer Gesamtdauer von zwei Jah-

ren ausgegangen. Die JEN rechnet mit

Kosten für die Transporte von mindes-

tens 40 Millionen Euro (hinzu kommen

Entwicklungs- und Baukosten in Höhe

von 50 Millionen Euro für das Trans-

portequipment, die schon ausgegeben

worden sind). Eingerechnet ist da noch

nicht der Aufwand für die Polizei-Be-

gleitung.

In seinen Antworten auf eine kleine

Anfrage des Aachener Bundestagsab-

geordneten der Linken, Fabian Fahl,

zum Thema Castortransporte hat das

Bundesministerium für Umwelt, Kli-

maschutz, Naturschutz und nuklea-

re Sicherheit nun aber explizit noch

auf eine andere Möglichkeit hinge-

wiesen: „Sollte die Polizei die Bünde-

lung von Transporten anweisen, kön-

ne mit einer Reduzierung der Gesamt-

kosten aufgrund einer reduzierten An-

zahl von Transportvorgängen gerech-

net werden“, heißt es da. Die reine

Transportdurchführung würde laut der

Zahlen aus dem Genehmigungsverfah-

ren bei einer Bündelung von drei Las-

tern knapp 18,5 Millionen Euro kosten –

gegenüber knapp 25,5 Millionen, wenn

alle Schwerlasttransporte einzeln füh-

ren. Getragen werden die Kosten für

den Transport zu 70 Prozent vom Bund

und zu 30 Prozent vom Land.

Dass eine Bündelung möglich sei, be-

stätigt auch JEN-Sprecher Jörg Kriewel

und betont, dass die Entscheidung nicht

bei der JEN, sondern bei der Polizei

liegt. Die könne offenbar „lageabhän-

gig“ entscheiden und – vorausgesetzt,

die technischen Möglichkeiten sind vor-

handen – Transporte im Konvoi bün-

deln. Eine Abstimmung mit der Polizei

sei aber erst vorgesehen, wenn die Ge-

nehmigung da ist. Bei der JEN stehe

man der Entscheidung „leidenschafts-

los“ gegenüber. Beantragt sind 152 Ein-

zeltransporte, man wäre aber auch in

der Lage, mehrere Castoren loszuschi-

cken. Drei komplette Transporteinhei-

ten hat die JEN, durch eine Absprache

mit dem Betreiber eines Münchner For-

schungsreaktors wäre auch eine vierte

verfügbar. Ursprünglich sollte so auch

bei Einzeltransporten ein zeitlicher Ver-

zug verhindert werden, weil dadurch,

etwa während ver- oder entladen wird,

der nächste Castortransport schon los-

fahren kann. Bei der JEN gehe man da-

von aus, dass die Genehmigung der Ein-

zeltransporte, so sie erteilt wird, auch

auf eine Bündelung anwendbar sei, er-

klärt Kriewel.

Nach welchen Kriterien die Polizei ent-

scheidet, welche Vorteile eine Bünde-

lung aus polizeilicher Sicht hätte und in-

wiefern so Geld, Personal und Zeit ge-

spart werden könnten, dazu gibt das

zuständige Innenministerium des Lan-

des „aus einsatztaktischen Gründen“

auf Anfrage allerdings keine Auskunft.

„Eine Bündelung ist zwingend erforder-

lich“, äußert sich dagegen Markus Ro-

bert, stellvertretender Landesvorsitzen-

der der Gewerkschaft der Polizei (GdP)

in NRW, sehr deutlich. Die GdP kriti-

siert die geplanten Transporte von Jü-

lich nach Ahaus grundsätzlich. „Wir ha-

ben nicht den Eindruck, dass die Mög-

lichkeit eines Verbleibs in Jülich umfas-

send geprüft worden ist“, sagt Robert.

Die GdP hat wiederholt darauf hinge-

wiesen, wie absurd es wäre, wenn die

gleichen Kolleginnen und Kollegen, die

den aufwändigen Transport nach Ahaus

begleiten, letztlich auch den Rücktrans-

port nach Jülich vornehmen müssten,

sollte hier doch ein neues Zwischenla-

ger gebaut werden können.

Störaktionen auf der 170 Kilometer lan-

gen Strecke seien zu erwarten, so Ro-

bert. Ob die gewaltfrei blieben, sei

nicht abzusehen. Diese Gefährdung der

Einsatzkräfte dürfe nur eingegangen

werden, wenn der Transport nicht zu

verhindern sei. Aus Effizienzgründen

würde die GdP dann eine Dreier-Bün-

delung bevorzugen – für die ohnehin

extrem belastete Polizei sei das immer

noch eine Aufgabe, die sich über ei-

nen langen Zeitraum ziehen würde. Da-

bei geht Robert davon aus, dass nicht

zwingend bedeutend mehr Einsatzkräf-

te für einen Dreier-Konvoi nötig wären

als für einen Einzeltransport – der Auf-

wand für die Polizei bei gut 50 Trans-
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porten im Vergleich zu 152 Transporten

also deutlich sinken würde.

Die Genehmigung für den Transport

nach Ahaus könnte theoretisch je-

derzeit kommen – aktuell liegt die

vom Land als Atomaufsicht abgegebe-

ne Stellungnahme zur Prüfung beim

Bundesamt für die Sicherheit nuklea-

rer Entsorgung (BASE). Bei einer Dialog-

veranstaltung zur Zwischenlagerung in

Ahaus Anfang dieser Woche hatte ein

Vertreter der JEN von einer erwarteten

Genehmigung im Sommer und dem Be-

ginn der Transporte in diesem Jahr be-

richtet. Am selben Tag hatte es in Ahaus

eine Protestaktion verschiedener Initia-

tiven gegeben, die sich unter anderem

gegen Bauarbeiten an einem Kreisver-

kehr richteten, der seit dieser Woche

bereits für die tonnenschweren Atom-

müll-Transporte ertüchtigt wird.
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Nordkurier - Neubrandenburger Zeitung Stargard

(Hauptausgabe) | 22.05.2025

MV-Wirtschaftsminister Blank hält mehr Akzeptanz bei
der Energiewende für unerlässlich

Im Land drehen sich immer mehr Windräder. Doch regional sind Lasten und Nutzen ungleich

verteilt. Das schmälert die Akzeptanz der Energiewende. Die Fachminister wollen das ändern.

Schwerin/RostockDie Energiewende in

Deutschland kann nach Überzeugung

von Mecklenburg-Vorpommerns Ener-

gieminister Wolfgang Blank (parteilos)

nur gelingen, wenn die Akzeptanz in

der Bevölkerung merklich wächst. „Der

Ausbau der erneuerbaren Energie im

ländlichen Raum kann nur mit und nicht

gegen die Menschen stattfinden“, sag-

te Blank vor Beginn der Energieminis-

terkonferenz in Rostock. „Der Ausbau

muss also klug gesteuert und sozial ge-

recht erfolgen.“

In seiner Funktion als Vorsitzender der

Fachministerkonferenz empfängt Blank

von Donnerstag an seine Amtskolle-

gen an der Warnowmündung. „Die gro-

ße Klammer für die Konferenz bilden

für mich die Schlagworte ‚Akzeptanz�

und ‚Wertschöpfung vor Ort#“, sagte

Blank. Die Bundesländer und insbeson-

dere auch der Bund seien in der Pflicht,

die Argumente der Kritiker der Öko-

strom-Produktion wirklich ernst zu neh-

men, die Weichen teilweise neu zu stel-

len und den Rechtsrahmen anzupassen.

„Die Strompreise müssen runter“,

mahnte Blank. Das sei nicht nur für die

Bürgerinnen und Bürger wichtig, son-

dern auch für die deutsche Wirtschaft

entscheidend. Zudem sei es geboten,

Anwohnern von Wind- und Solarparks

auch die Möglichkeit zu eröffnen, finan-

ziell davon zu profitieren.

„Mit dem Bürger- und Gemeindenbetei-

ligungsgesetz sorgen wir bei uns in MV

dafür, dass die Menschen künftig direkt

und einfach davon profitieren. Wenn

die eigene Stromrechnung sehr spürbar

sinkt oder die Windenergieanlage vor

dem Dorf den neuen Fußballplatz finan-

ziert, wird das die Akzeptanz erhöhen

und die Stimmung verändern“, zeigte

sich Blank überzeugt.

Für Länder mit wenig Industrie, wie

etwa Mecklenburg-Vorpommern, bie-

te die Energiewende eine wirklich gro-

ße Chance aufzuholen. Unternehmen

würden sich in Zukunft dort ansie-

deln, wo grüne Energie effizient pro-

duziert und günstig angeboten werde.

Die Wertschöpfung vor Ort werde ge-

stärkt, wenn der Strom in direkter Nä-

he von Windenergieanlagen und Solar-

parks genutzt oder gespeichert wird.

„Das entlastet auch das Netz, wenn der

Strom aus unserem Wind nicht mehr

quer durch Deutschland fließt“, sagte

Blank. Im Süden werden solche Pläne

zumeist skeptisch gesehen.

Ausbau der Stromnetze kostet viel

Geld

Der Ausbau der Windkraftnutzung vor

allem im Norden und im Nordosten hat-

te massive Investitionen in die Strom-

netze nach sich gezogen, um den Öko-

strom auch einspeisen zu können. Das

hatte die Netzentgelte und damit die

Strompreise regional nach oben ge-

trieben und so die Akzeptanz gemin-

dert. Blank regte in diesem Zusammen-

hang an, auch die Betreiber von Wind-

und Solarparks, die bislang erheblich

von den Gesetzesregelungen profitier-

ten, künftig an den Kosten der Netzin-

frastruktur zu beteiligen.

Der Umweltverband BUND erneuer-

te anlässlich der Energieministerkonfe-

renz in Rostock die Forderung, auf den

geplanten Neubau von Gaskraftwerken

zu verzichten. Lieferverträge mit Län-

dern, die Gas exportieren, würden neue

Abhängigkeiten schaffen, Energieprei-

se hochhalten und die langfristige Nut-

zung von Gas festschreiben, hieß es zur

Begründung.

Für die Wärmeversorgung der Gebäu-

de sollten verstärkt auch erneuerbare

Energien wie Umwelt- und Erdwärme

genutzt werden. Erste Städte planten

bereits, ihr Gasnetz stillzulegen. „Für

die Industrie werden so Gaskapazitäten

frei, die durch Energieeffizienz, grünen

Wasserstoff und Biogas noch reduziert

werden können“, heißt es in der BUND-

Mitteilung. Der geplante Neubau von

Gaskraftwerken sei somit unnötig.

Mecklenburg-Vorpommern nutzt seine

territorialen und klimatischen Bedin-

gungen bereits für die klimafreundli-

che Stromproduktion. Im Jahr 2024 tru-

gen dazu nach Branchenangaben lan-

desweit 2165 Windräder und mehr als

61.700 Photovoltaikanlagen bei, Klein-

stanlagen an Wohngebäuden mitge-

rechnet. Wie das Statistische Landes-

amt mitteilte, basiert die Stromerzeu-

gung im Nordosten inzwischen zu über

80 Prozent auf erneuerbaren Energie-

trägern wie Wind und Sonne. Laut

Umweltbundesamt lag 2024 der Anteil

bundesweit bei gut 54 Prozent. (dpa)
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Mecklenburg-Vorpommerns Wirtschaftsminister Wolfgang Blank will

sich für mehr Akzeptanz der Energiewende bei der Bevölkerung ein-

setzen.

Vor allem Windräder in der Nähe von Wohnhäusern sind bei den An-

wohnern unbeliebt und umstritten.
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